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	     Aufbau der Finanzfolgenabschätzung:
	 

	 
	 

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1. Personalkosten allgemein:
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Grundlage für diese Finanzfolgenabschätzung sind die entbehrlichen Stellen der Reformprojekte.
	

	
	Diese Stellen sind unabhängig von Dienstposten /Tarifgruppen ermittelt worden. Zur Abschätzung
	

	
	der Kosten wird ein Durchschnittswert über alle Stellen und alle Kapitel der Landesverwaltung gebildet.

	
	Als Grundlage dafür dienen die aktuellen kapitelspezifischen Durchschnittssätzen der Personalkosten-budget-Kapitel.

	
	Das weitere Verfahren zur Berechnung eines Personalkostensatzes basiert auf dem Runderlass 
	

	
	des Finanzministerium vom 13.10.2003.
	
	
	
	
	
	

	
	Die so ermittelten Werte fließen in die nachfolgenden Rechnungen ein.
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Durchschnittssatz über alle Kapitel:
	
	
	44.304
	(1)
	

	
	Beihilfe
	
	
	
	1.902
	
	
	

	
	 + personenbezogene Sachausgaben (0,8%) von (1))
	354
	 
	
	

	
	Personalausgaben
	
	
	
	46.560
	(2)
	

	
	+ 30% Zuschlag auf (1)
	 
	 
	13.291
	 
	
	

	
	Bruttopersonalkosten
	
	
	
	59.851
	(3)
	

	
	+ 15% Personalgemeinkosten
	
	8.978
	68.829
	
	

	
	+ Sachkostenpauschale
	 
	 
	 
	8.447
	
	

	
	Standardisierter Personalkostensatz über alle Kapitel
	77.276
	(4)
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	2. Kostenberechnungen:
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1. Kosten in Abhängigkeit der entbehrlichen Stellen:
	
	
	

	
	1.1.: Berechung der Kosten durch Kommunalisierung:
	
	
	

	
	Grundlage ist der Abschlussbericht der Projektgruppe: "Umsetzung der Vorschläge zur Kommunalisie-rung und Ermittlung der Kosten im Sinne der Konnexität"; Rechnung auf der Basis der Vollzeiteinheiten (VZE) (173,49) und 78.500 Euro pro VZE (ergeben dort:13.618.965). Berechnung hier mit aktueller

	
	Stellenzahl aus Projektberichten/Angaben der Ressorts.

	
	
	

	
	Nicht berücksichtigt werden Stellen, die sich über Gebühren finanzieren z. B. aus dem Bereich Vermes-sungs- und Katasterverwaltung (VKV); (dafür erfolgt keine Finanzerstattung, siehe Projektbericht).

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1.2.: Berechnung der Kosten durch Privatisierung:
	
	
	
	

	
	(Stellenzahl) x (Bruttopersonalkosten) x 0,9 (pauschale Einsparung von 10% infolge der Privatisierung).

	
	Nicht berücksichtigt werden die Stellen, die keine Folgekosten verursachen (z. B. Verlagerungen
	

	
	zum Landessportbund, Stellenabbau VKV)
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1.3.: Berechnung der Kosten durch Verlagerung zu Dritten:
	
	
	

	
	a) (Stellenzahl) x (Bruttopersonalkosten) x 1,0 (keine Einsparungen durch Verlagerung an   Dritte).
	

	
	Nicht berücksichtigt werden die Stellen, die keine Folgekosten verursachen (z.B. Stellenabbau
	

	
	Wasserwirtschaft - Dez. 502)
	
	
	

	
	b) (Stellenzahl) x (Standardisierter Personalkostensatz über alle Kapitel) x 1,0 (Verlagerung an die Landwirtschaftskammer (LWK).

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	2. Kosten in Abhängigkeit des verbleibenden Personals:
	
	
	

	
	2.1.: Berechnung der Kosten durch Trennungsentschädigungen/Umzugskosten:
	

	
	Angaben der geschätzten Summen pro Jahr:
	
	
	
	

	
	 - pro Person und Jahr 4.000 €.
	
	
	
	
	

	
	 - ca. 250 Personen in 5 Jahren 
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	2.2.: Kosten durch reformbedingte Fortbildung:
	
	
	
	

	
	Angaben der geschätzten Summen pro Jahr: 
	
	
	
	

	
	Zentrale Mittel MI im Rahmen der Job-Börse
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	2.3.: Berechnung der Kosten durch vorzeitige Pensionierung gem. § 109 NBG:
	

	
	Die 3. Stufe des Versorgungsänderungsgesetz 2001 ergibt einen Höchstruhegehaltssatz von  
	

	
	73,78125 v. H.;
	
	
	
	
	
	

	
	(Stellenzahl) x (Personalausgaben) x 0,7378 (restliche Pensionslast) x (Faktor)
	
	

	
	Geschätzte Zahl der Stellen mit vorzeitiger Pensionierung: 250 (BezReg.en 195 / VKV 55).
	

	
	Faktor für lineare Abnahme von 10 % jährlich bei einer Laufzeit von 10 Jahren (für 55 - 65 Jährige)
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	2.4.: Berechnung der Kosten durch noch vorhandenes Personals auf kw-Stellen:
	

	
	Grundlage: Anzahl der entbehrlichen Stellen aus der Gesamt-Auswertung Stellen sämtlicher Ressorts,

	
	davon sind nicht zu berücksichtigen Stellenverlagerungen mit Personal in den Bereichen wie: 
	

	
	
	Personalverlagerung in den kommunalen Bereich (60% VZE aus 1.1),
	
	

	
	
	Personalverlagerung bei Privatisierung: NBank, Landestreuhandstelle (LTS), Hafenservicegesellschaft (HSG), Niedersächsischen Landesamt für Versor-gung (NLVG),
	
	

	
	
	Personalverlagerung zur LWK,
	
	
	
	

	
	
	Stellen mit vorzeitiger Pensionierung.
	
	
	
	

	
	(Stellenzahl) x (Standardisierter Personalkostensatz über alle Kapitel) x (Faktor)
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Faktor für Reduzierung des PKB wegen des Abbaus der kw-Stellen: 
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Jahr
	Reduzierung bei 5 Jahresraten
	
	

	
	 
	 
	Faktor
	 
	
	
	 
	

	
	2005
	90%
	0,90
	 
	
	
	 
	

	
	2006
	70%
	0,70
	 
	
	
	 
	

	
	2007
	50%
	0,50
	 
	
	
	 
	

	
	2008
	30%
	0,30
	 
	
	
	 
	

	
	2009
	10%
	0,10
	 
	
	
	 
	

	
	2010
	 -
	 -
	 
	
	
	 
	

	
	2011
	 -
	 -
	 
	
	
	 
	

	
	2012
	 -
	 -
	 
	
	
	 
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	3.1: Umzugskosten von Behörden:
	
	
	
	
	

	
	Kostenermittlung aufgrund der Erfahrungswerte:
	
	
	
	

	
	 - bei behördlichen Umzügen pro Arbeitsplatz 40 €,
	
	
	
	

	
	 - bei Umzügen an andere Standorte außerhalb des Sitzes der BezReg. pro Arbeitplatz 80 €.,
	

	
	 - insgesamt ca. 3.500 Umzüge fast ausschließlich innerörtlich.
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	3.2.: besondere Investitionen:
	
	
	
	
	

	
	Berücksichtigung besonderer Maßnahmen, hier 
	
	
	
	

	
	 - ML (LWK - IuK-Technikausstg.), 
	
	
	
	
	

	
	 - MK (Baumaßnahme Bad Iburg),
	
	
	
	
	

	
	Beim MWK – Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege (NLD) sind Umzugstermin, Investitionsaufwand und Kostenkalkulation noch offen.
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	4: Sonstige Einnahmen / Kosten:
	
	
	
	
	

	
	Hier werden zusätzliche Belastungen/Entlassungen des Haushalts erfasst:
	
	

	
	4.1: Der Abbau von 205 gebührenfinanzierten Stellen der VKV bewirkt Einnahmeausfälle. 
	

	
	          Diese errechnen sich aus:
	
	
	
	
	

	
	          (Stellenzahl) x  (Standardisierter Personalkostensatz über alle Kapitel)
	
	

	
	          abzüglich konjunktureller Rückgänge der Aufträge von 20%;
	
	
	

	
	4.2.: durch Personalverlagerung zu den LWK wird zusätzlich IT-Leistung erforderlich, die aber 
	

	
	        gleichzeitig (teilweise) zu Einnahmen beim IZN führt; 
	
	
	

	
	4.3.: Die Differenz zwischen Kosten und Ausgaben besteht im wesentlichen aus der Sachkosten-

	
	        pauschale in Höhe von 8.447 € (s. 1). In Abhängigkeit vom Abbau des Personals können 
	

	
	        entsprechend die Sachausgaben verringert werden, auch wenn die Ausgaben nicht titelscharf 

	
	        zugeordnet werden können. In die GFA werden 50% der Sachkostenpauschale einbezogen.


